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- 5 AZR 37/83 -
Urteil vom 21. April 1982
- 2 Ca 2068/81 -
Urteil vom 19. Oktober 1982
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1. A r b e i t s g e r i c h t  
Hon c he n g 1 a db a c h

II. Landesarbeitsgericht 
Düsseldor f

Für die Amtliche Sammlung:
Für die Fachpresse:

Nein
Nein

Entscheidungsstichwort:
Mütterschaftsurlaub und Übergangsgeld 
Gesetz:
BAT § 62 Abs. 3 Ziff. 2 b; MuSchG I960 § 8 a; BGB § 276 Haftung
des Arbeitgebers
Leitsätze:
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5 AZR 37/83
11 Sa 896/82
Verkündet am 
6. Juni 198*1

Im Namen des Volkes!

Haust, Urteil
Reg,Hauptsekretärin In Sachen
als Urkundsbeamter 
der Geschäftsstelle

pp.

hat der Fünfte Senat des Bundesarbeitsgerichts gemäß ?> 128 
Abs. 2 ZPO in der Sitzung vom 6. Juni 1984 durch den Vor­
sitzenden Richter Dr. Thomas, die Richterin Michels-Holl und 
den Richter Schneider sowie die ehrenamtlichen Richter
Dr. Krems und Nitsche für Recht erkannt
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1. Die Revision der Klägerin gegen das Urteil 
des Landesarbeitsgerichts Düsseldorf vom 
19. Oktober 1982 - 11 Sa 896/82 - wird zu­
rückgewiesen.

2. Die Klägerin hat die Kosten der 
tragen.

V o n  R e c h t s  w

T a t b e s t a n d :

Die Parteien streiten darüber, ob die Klägerin von der Be­
klagten aus Verletzung der Fürsorgepflicht Schadenersatz ver­
langen kann, weil, ihr bei Kündigung ihres Arbeit.sverhältnisses 
zum Ende des Mutterschaftsurlaubs der Anspruch auf überganpsgeld 
nach § 62 Abs. 3 Ziff. 2 b BAT entgangen ist.

Die Klägerin war seit dem Jahre 1980 bei der Beklagten als 
Angestellte beschäftigt. Auf das Arbeitsverhältnis fanden die 
Vorschriften des Bundes-Angestelltentari fverträges (BAT) Anwen­
dung. Die Klägerin erhielt zuletzt eine Vergütung von monatlich 
2-795,—  DM brutto.

Am 21. Januar 1981 wurde die Klägerin von einem Sohn ent­
bunden. Im Anschluß an die Mutterschutzfrist nahm sie Mutter­
schaftsurlaub bis zum 21. Juli 1981 in Anspruch. Am 16. Juni 
1981 kündigte die Klägerin das Arbeitsverhältnis zum Ende des 
Mutterschaftsurlaubs. Mit Schreiben vom 14. Juli 1901 beantragte 
sie Übergangsgeld. Die Beklagte lehnte die Zahlung ab, weil die

Revision zu

e g e n !
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Klägerin die Kündigung nicht innerhalb von drei Monaten nach der 
Niederkunft ausgesprochen und daher die Voraussetzungen des 5 62 
Abs. 3 Ziff. 2 b BAT nicht erfüllt habe.

Bereits im Februar 1981 hatte die mit der Erledigung von 
Personalangelegenheiten bei der Beklagten betraute Frau B den
Ehemann der Klägerin angerufen und ihn darauf aufmerksam gemacht, 
daß die Klägerin Beihilfe für die im Zusammenhang mit der Geburt 
entstandenen Kosten beantragen könne. Der Ehemann der Klägerin 
hat daraufhin am 17. Februar 1981 den Beihilfeantrag abgegeben 
und sich bei dieser Gelegenheit mit Frau B unterhalten. Ober
den Inhalt dieses Gesprächs besteht zwischen den Parteien Streit.

Die Klägerin hat die Auffassung vertreten, die Beklagte sei 
ihr zum Schadenersatz verpflichtet, weil ihr der Anspruch auf 
Übergangsgeld entgangen sei. Sie hat vorgetragen, ihr Ehemann 
habe in dem Gespräch mit Frau B am 17. Februar 1981 auch das
Übergangsgeld beantragen wollen. Frau B habe jedoch erklärt,
das Übergangsgeld könne erst nach der Kündigung des ArbeitsVer­
hältnisses beantragt werden, die Kündigung könne noch kurz vor 
Beendigung des Mutterschaftsurlaubs ausgesprochen werden. Auf­
grund dieser Auskunft habe sie es unterlassen, die Kündigung 
innerhalb von drei Monaten nach der Niederkunft auszusprechen. 
Dadurch sei ihr der Anspruch auf das Übergangsgeld entgangen.

Die Klägerin hat beantragt,

die Beklagte zu verurteilen, an sie
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5.591,14 DM brutto zu zahlen.

Die Beklagte hat beantragt, die Klage abzuweisen. Sie hat 
bestritten, daß die Verwaltungsangestellte B die von der
Klägerin behauptete Erklärung abgegeben habe. Die Beklagte hat 
die Auffassung vertreten, sie sei auch nicht verpflichtet gewe­
sen, von sich aus auf die tariflichen Rechte aufmerksam zu ma­
chen, die der Klägerin im Zusammenhang mit der Schwangerschaft, 
dem Mutterschaftsurlaub und einer möglichen Kündigung zugestanden 
hätten.

Das Arbeitsgericht hat der Klage stattgegeben. Auf die Be­
rufung der Beklagten hat das Landesarbeitsgericht die Klage ab­
gewiesen .

Mit der Revision erstrebt die Klägerin Wiederherstellung des 
erstinstanzlichen Urteils.

E n t s c h e i d u n g s g r ü n d e :

Die Revision ist nicht begründet.

1,1, Das Berufungsgericht ist zutreffend davon ausgegangen, daß! I

die Klägerin keinen Anspruch auf Übergangsgeld nach §§ 62 ff. BAT 
hat, weil sie nicht innerhalb von drei Monaten nach der Nieder­
kunft das Arbeitsverhältnis gekündigt hat (?- 62 Abs. 3 Ziff. 2 b 
BAT).

2. Das Berufungsgericht hat weiter auch zu Recht angenommen,
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daß sich an dieser Frist durch das Gesetz zur Einführung eines 
Mutterschaftsurlaubs vom 25. Juni 1979 (BGBl. I S. 797) nichts 
geändert hat. Die tarifliche Regelung ist durch die Einführung 
des Mutterschaftsurlaubs nicht lückenhaft geworden. Das hat der 
erkennende Senat durch Urteil vom 13- Oktober 1982 (- 5 AZR 
214/81 - AP Nr. 1 zu § 8 a MuSchG 1968) entschieden.

In der Revisionsinstanz hat die Klägerin auch nicht mehr 
geltend gemacht, daß ihr aus dem Tarifvertrag ein Anspruch auf 
Übergangsgeld zustehe.

II. Die Klägerin kann ihren Anspruch auch nicht aus Schadener­
satz herleiten.

1. Eine allgemeine Hinweispflicht des Arbeitgebers auf tarif- 
vertragliche Leistungen und deren Anspruchsvoraussetzungen be­
steht nicht. Es hieße die Fürsorgepflicht überspannen, wenn man 
den Arbeitgeber generell für verpflichtet hielte, den Arbeitneh­
mer auf die Möglichkeit tariflicher Ansprüche gegen den Arbeit­
geber hinzuweisen (BAG Urteil vom 26. Juli 1972 - 4 AZR 365/71 - 
AP Mr. 1 zu § 14 MTB II).

Etwas anderes folgt auch nicht aus den von der Revision an­
geführten Entscheidungen des Bundesarbeitsgerichts vom 24. Mai 
1963 und vom 22. November 1963 (- 1 AZR 66/62 und 1 AZR 17/63 - 
AP Nr, 5 und 6 zu 5 611 BGB Öffentlicher Dienst). Das Bundesar­
beitsgericht hat darin zwar unter gewissen Voraussetzungen eine 
Aufklärungspflicht des Arbeitgebers angenommen. Dabei handelte es

i
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sich jedoch um Versorgungsansprüche mit den weitreichenden Fol­
gerungen bei Versäumung notwendiger Schritte. Dabei ist aber 
ausgesprochen worden, dem Arbeitgeber dürfe nur das zugemutet 
werden, was von ihm nach den Umständen erwartet werden könne 
(vgl, zuletzt auch BAG Urteil vom 24. Mai 1974 - 3 AZR 422/73 - 
AP Nr, 6 zu § 242 BGB Ruhegehalt-VBL).

2. Das Berufungsgericht ist auch zu Recht davon ausgegangen, 
daß durch die Einführung des Mutterschaftsurlaubs keine allge­
meine Hinweispflicht auf mögliche tarifliche Ansprüche entstanden 
ist. Auch das hat der erkennende Senat inzwischen entschieden 
(vgl. Urteil vom 13. Oktober 1982 - 5 AZR 214/81 - AP Nr. 1 zu
§ 8 a MuSchG 1968). Die Klägerin des vorliegenden Verfahrens 
h^tte nur die unverändert weiter geltenden tariflichen Bestim­
mungen zu beachten. Insoweit muß der Arbeitnehmer aber wissen, 
w a  an tariflichen Rechten für ihn niedergelegt ist. Unklarheiten 
über die Voraussetzungen der Ansprüche ergeben sich aus den ta­
riflichen Regelungen nicht. Ob diese sich wegen der Einführung 
des Mutterschaftsurlaubs im Wege einer Anpassung änderten, war 
eine Frage, die zu beurteilen nicht der Beklagten oblag. Die Be­
klagte konnte und mußte ebenso wie die Klägerin davon ausgehen, 
daß die Regelungen unverändert weiter galten. Hierauf hinzuweir- 
sen, hatte sie keinen Anlaß.

3. Ein solcher Anlaß ist auch nicht aus den besonderen Um­
ständen des vorliegenden Falles zu entnehmen. Die Revision meint, 
da die Klägerin bereits auf die Beihilfefähigkeit habe hingewie­
sen werden müssen, sei für die Beklagte erkennbar gewesen, daß
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die Klägerin über die ihr zur Verfügung stehenden Rechte nicht 
ausreichend informiert sei. Insoweit hätte es zur Fürsorgepflicht 
der Beklagten gehört, die Klägerin auch auf ihre Rechte aus § 62 
BAT hinzuweisen. Ob hierzu dann Veranlassung bestanden hätte, 
wenn die Klägerin der Beklagten bereits innerhalb von drei Mona­
ten nach der Niederkunft ihre Absicht bekanntgegeben hätte, nach 
Beendigung des Mutterschaftsurlaubs nicht mehr weiter zu arbei­
ten, kann dahinstehen. Daß die Klägerin eine dahingehende Absicht 
vor der am 16. Juni 1981 ausgesprochenen Kündigung bekannt ge­
geben hat, ist vom Berufungsgericht nicht festgestellt. Nach den 
mit Verfahrensrügen nicht angegriffenen Feststellungen des Beru- 
fungsgerichts ist die Klägerin auch nicht mit dem Begehren um 
Auskunft an die Beklagte heränget re ten. Aus diesem Grunde kommt 
auch eine Haftung aus etwa falsch erteilter Auskunft nicht in 
Betracht.

Dr. Thomas Michels-Holl Schneider
Dr. Krems Nitsche
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